
vielen Frauen einmalig in der Welt. Heute
sind in der laufenden Legislaturperiode
knapp zweiunddreißig Prozent der Ab-
geordneten des Deutschen Bundestages
weiblich. Damit ist Deutschland nicht
mehr an der Spitze, aber klar im obe-
ren Mittelfeld. Der EU-Durchschnitt der
weiblichen Abgeordneten der National-
parlamente lag 2006 bei vierundzwanzig
Prozent. Länder wie Frankreich, Irland
und Griechenland haben weniger als
fünfzehn Prozent weibliche Abgeord-
nete; ganz vorn sind die nordischen
Länder mit einem Frauenanteil von über
vierzig Prozent in den Landesparlamen-
ten. Dort, in den nordischen Ländern, gibt
es nicht nur mehr weibliche Abgeordnete
und Ministerinnen als bei uns; dort gab es
auch schon früher als in Deutschland
weibliche Staats- und Regierungschefs. In
diesem Punkt haben wir mittlerweile auf-
geholt: Heute haben wir mit Angela Mer-
kel eine Kanzlerin, die auch bei interna-
tionalen Verhandlungen als G8-Vorsit-
zende ganz selbstverständlich einen Kreis
mächtiger Männer moderiert und in die-
sem Kreis akzeptiert ist. Die Kanzler-
schaft von Angela Merkel wird in ande-
ren Ländern mit ebenso viel Sympathie
und Anerkennung aufgenommen wie die
Tatsache, dass sich Deutschland an-
schickt, in der Gleichstellungs- und Fami-
lienpolitik dynamische Schritte voran zu
tun. 

Wo drückt der Schuh?
Wir tun gut daran, über die Grenzen 
zu schauen. Die jüngste OECD-Studie

Seit neunzig Jahren sind Frauen in
Deutschland wahlberechtigt: In der unru-
higen Gründungsphase der Weimarer
Republik wurde, wenige Tage nachdem
Kaiser Wilhelm II. abgetreten war, im No-
vember 1918 das Frauenwahlrecht einge-
führt. Das aktive ebenso wie das passive:
Frauen durften wählen, und sie konnten
gewählt werden. Gleich bei den ersten
Wahlen, bei denen Frauen über die Zu-
sammensetzung des Parlaments mitent-
scheiden konnten, im Januar 1919, war
ihre Wahlbeteiligung mit 82,3 Prozent
fast genauso hoch wie die der Männer. In
den folgenden bewegten Zeiten gab es
Phasen, in denen die Frauenwahlbetei-
ligung zeitweilig deutlich nach unten
abfiel. Heute liegt die Wahlbeteiligung
der Frauen bei Bundestagswahlen wieder
kaum unter der der Männer, allerdings
auf leicht niedrigerem Niveau als 1919 –
bei 78,1 Prozent. Neunzig Jahre Frauen
und Politik, neunzig Jahre Frauenwahl-
recht 2008 – ein Anlass zu feiern? Jeden-
falls ein Meilenstein für die Gleichberech-
tigung und die volle Teilhabe von Frauen
an Politik und Gesellschaft.

Auch beim passiven Wahlrecht star-
tete Deutschland 1919 mit einem großen
Erfolg: Siebenunddreißig Frauen wurden
Abgeordnete der Verfassunggebenden
Nationalversammlung. Helene Weber,
später eine der Mütter des Grundgesetzes
und damals blutjunge Verbandsvertre-
terin, war ebenso unter ihnen wie Hed-
wig Dransfeld und Agnes Neuhaus. Die
Verfassunggebende Nationalversamm-
lung der Weimarer Republik war mit so
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„Babies and Bosses“ hat Ende November
2007 noch einmal sehr eindringlich bestä-
tigt, wo Frauen und Männer in Deutsch-
land der Schuh drückt, wenn nach Zu-
kunftsaussichten und gerechter Teilhabe
in Deutschland gefragt wird. Die Bevöl-
kerung in Deutschland schrumpft; unser
Land liegt bei der Geburtenrate im unte-
ren Drittel der OECD-Länder. Bei der Er-
werbsbeteiligung von Frauen sind wir in-
zwischen im Mittelfeld gelandet, bei der
Kinderarmut auf einem unbefriedigen-
den zehnten Platz und bei der Entgeltun-
gleichheit gar auf Platz einundzwanzig
von dreiundzwanzig. Das ist beschä-
mend. Der Vergleich mit anderen Län-
dern macht deutlich: Wo die Frauener-
werbstätigkeit hoch ist und die Infra-
struktur für Vereinbarkeit von Familie
und Beruf gut ist, ist die Kinderarmut
niedrig und der Abstand der Durch-
schnittslöhne von Männern und Frauen
gering. Die schlechten Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten und starre Arbeitsbe-
dingungen, die Bedürfnisse von Erzie-
henden ignorieren, führten in Deutsch-
land bislang zu relativ langen Erwerbs-
unterbrechungen von Müttern und damit
oft zu Karriereknicks und Einkommens-
einbußen. Gleichzeitig verfestigten sie
das Muster, dass Väter mehr und länger
arbeiten mussten, um allein die wach-
sende Familie ernähren zu können. Insbe-
sondere Familien, in denen Mütter ohne
Partner für den Unterhalt der Kinder auf-
kommen müssen, geraten schnell in fi-
nanzielle Schwierigkeiten, unter denen
dann die Kinder besonders leiden. 

Die Ergebnisse der OECD-Studie als
solche waren für Fachleute nicht neu. Aber
eines ist neu: Die Botschaften werden ge-
hört! Frauen- und Familienpolitik er-
scheint nicht länger als nebensächlich,
sondern findet sich auf den Titelseiten
überregionaler Zeitungen. Wir haben in
den vergangenen Monaten leidenschaft-
lich darüber diskutiert, was Familien
brauchen und was für Kinder das Beste ist.

Das allein ist ein Fortschritt. Familien- und
gleichstellungspolitischer Handlungsbe-
darf wird von der Politik auch umge-
setzt. Die Politik der Bundesregierung in
dieser Legislaturperiode ist ganz gezielt
darauf ausgerichtet, Kinderarmut zu be-
kämpfen, den Zusammenhalt zwischen
den Generationen zu stärken und Müttern
und Vätern bessere Voraussetzungen für
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
zu schaffen. 

Die Balance von Familie und Beruf ist
ein altes Thema der Frauenpolitik und ein
Dauerbrenner für Frauen in der Politik.
Angela Merkel hat als Frauenministerin
1995 den Rechtsanspruch auf einen Kin-
dergartenplatz durchgesetzt. Heute geht
es um den Ausbau der Betreuungsange-
bote für die unter dreijährigen Kinder.
Hier ist der größte Nachholbedarf; hier
hat Deutschland mit den europäischen
Nachbarländern nicht Schritt gehalten.
Das haben wir geändert. Mit dem nun
vereinbarten Ausbau der Betreuungsan-
gebote für Kinder unter drei Jahren bis
zum Jahr 2013 wird ein Quantensprung
gelingen. Wenn in fünf Jahren für ein
Drittel der kleinen Kinder und ihre Eltern
gute und sichere Betreuungsangebote zur
Verfügung stehen, gibt es endlich für
junge Eltern Wahlfreiheit anstelle der Al-
ternativentscheidung „Kind oder Kar-
riere“. Gerade auch Frauen, die im Beruf
besonders interessante Aufgaben vor sich
sehen, werden sich für Kinder entschei-
den können, ohne damit berufliche Nach-
teile in Kauf nehmen zu müssen. Gleich-
zeitig muss die Wirtschaft unermüdlich
in ihren eigenen Reihen dafür werben, fa-
milienbewusste Arbeitsstrukturen aufzu-
bauen – nicht zuletzt um junge Fachkräfte
zu halten oder anzuziehen. 

Orientierung am Lebensverlauf
Eine weitere wichtige Weiche in der
Familien- wie in der Gleichstellungspolitik
haben wir schon Anfang 2007 gestellt – 
mit der Einführung des Elterngeldes. Als
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Lohnersatzleistung für den Elternteil, der
seine Erwerbstätigkeit zugunsten der Kin-
derbetreuung reduziert, zeigt das Eltern-
geld, dass wir wissen: Viele junge Familien
brauchen heute zwei Einkommen, das der
Mutter ebenso wie das des Vaters. Armuts-
prävention für Kinder gelingt am besten,
indem die Erwerbstätigkeit beider Eltern
aktiv ermöglicht wird. Das Elterngeld hat
dabei mit seinen Partnermonaten eine wei-
tere Neuerung gebracht, für die gerade
Frauen in der Politik lange gestritten ha-
ben. Aber nicht nur Frauen: Auch Väter
wünschen sich heute passende Rahmen-
bedingungen, um als aktive Väter in Fami-
lie und Beruf ihren Mann zu stehen. Die
ersten Elterngeldstatistiken zeigen: Die
Partnermonate sprechen die jungen Män-
ner an und setzen positive Anreize. Der
Anteil der Männer, die Elternzeit in An-
spruch nehmen, hat sich im Vergleich zum
Vorjahr mehr als verdreifacht. Das be-
weist, dass eine Politik, die Männer nicht
auf tradierte Rollen festlegt und eine neue
partnerschaftliche Aufgabenteilung in der
Familie aktiv unterstützt, auch bei den
Männern Akzeptanz und Resonanz findet.

Die Erfahrungen mit dem Elterngeld
machen Mut, ein weiteres Thema anzu-

packen, das eng mit der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf verknüpft ist: den
beruflichen Wiedereinstieg nach einer –
mitunter längeren – Familienphase. Zwei
von drei Müttern kleinerer Kinder unter
drei Jahren sind nicht berufstätig; sind
die Kinder aber erst einmal in der Schule,
sinkt der Anteil nicht erwerbstätiger
Mütter auf ein Drittel und weniger. Jede
dritte Frau etwa sieht sich also an einem
bestimmten Punkt in ihrem Leben in der
Situation, nach einer Phase familienbe-
dingter Unterbrechung wieder im Be-
rufsleben Fuß zu fassen und vielleicht
auch erst richtig durchzustarten. Oft ge-
staltet sich dies – gerade für Mütter meh-
rerer Kinder – als Hindernislauf über
mehrere Jahre. Das belastet nicht nur die
Frauen und ihre Familien; auch den Ar-
beitgebern gehen viele Potenziale der Ge-
neration „40 plus“ auf diese Weise verlo-
ren. Über die klassischen im Sozialgesetz-
buch verankerten Berufsrückkehrer-Pro-
gramme hinaus sind Initiativen gefragt,
die die ganze Lebenswelt in den Blick
nehmen. Arbeitsstrukturen und Unter-
nehmenskultur zählen ebenso dazu wie
die Zeitpläne von Kindertagesstätten
und Schulen oder das Angebot an Fami-
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lien unterstützenden Netzen und Dienst-
leistungen.

Nicht zuletzt gilt es, wie beim Eltern-
geld auch die (Ehe-)Partner mit anzuspre-
chen. Noch sehen viele Männer die Orga-
nisation des Wiedereinstiegs nach der Fa-
milienphase als exklusive Aufgabe ihrer
Partnerin an. Bei all den großen Umstel-
lungen, die der Wiedereinstieg der Mut-
ter für die ganze Familie darstellt, sehen
sie sich selbst im Grunde außen vor und
erwarten, dass die Frau die Umstellung
managt, ohne dass sie dadurch weiter be-
rührt werden. Ich sehe es auch als Auf-
gabe und Chance von Frauen in der Poli-
tik, diese Haltung aufzubrechen. Solange
die Fürsorge für die Kinder und die Ba-
lance von Familie und Beruf allein den
Müttern zugewiesen werden, bleiben
partnerschaftliche Lebensläufe Hinder-
nisläufe mit vielen Hürden. Die Partner-
monate im Elterngeld werden hier ganz
konkret helfen: Je mehr Männer die El-
ternzeit für sich entdecken, desto eher
wird die Situation des Wiedereinstiegs in
den Beruf eine Erfahrung, die Männer
und Frauen teilen. 

Das Thema Wiedereinstieg macht auch
deutlich, dass Gleichstellungspolitik er-
heblich davon profitiert, wenn sie sich an
einer Lebensverlaufsperspektive orien-
tiert. Die Bedürfnisse – und damit auch
die Anforderungen an die Politik – unter-
scheiden sich nämlich je nach Lebenssitu-
ation. Junge Frauen in der Zeit der Fami-
liengründung brauchen etwas anderes
als Frauen mit Kindern im Schulalter oder
in der Pubertät. Wieder neue Rahmenbe-
dingungen sind gefordert, wenn es um
die Pflege älterer Angehöriger – zumeist
immer noch Frauensache – oder um das
eigene Leben im Alter geht. Dazu kommt,
dass sich die Lebensverläufe von Frauen
und Männern in den letzten Jahrzehnten
verändert haben. Überlieferte Rollener-
wartungen sind heute als Muster eigener
Lebensentwürfe immer weniger prägend
und weniger überzeugend. Individuelle

Entscheidungen sind gefordert; dabei
sind Männer- und Frauenleben gerade in
Übergangsphasen weiter von sehr unter-
schiedlichen Risiken und Chancen ge-
prägt. Politik hat die Aufgabe, Rahmen-
bedingungen zu schaffen, die solchen in-
dividuellen Entscheidungen Raum geben
– für Männer wie für Frauen. Wahlfreiheit
ist für die Gleichstellungspolitik ebenso
wichtig wie für die Familienpolitik.

Gestaltungschancen in der Politik
Unterschiede zwischen Männern und
Frauen im Lebenslauf gibt es auch im
Bereich der Politik. Die Bereitschaft, ein
politisches Amt zu übernehmen, ist bei
jungen Frauen deutlich geringer aus-
geprägt als bei jungen Männern. Wäh-
rend nur siebzehn Prozent der acht-
zehn- bis vierunddreißigjährigen jungen
Frauen ein politisches Amt übernehmen
wollen, antworten achtunddreißig Pro-
zent ihrer männlichen Altersgenossen,
zu einem solchen Engagement bereit zu
sein. In der Altersgruppe der fünfund-
dreißig- bis neunundfünfzigjährigen nä-
hern sich die Werte an: Hier antworten
neunzehn Prozent der Frauen und nur
noch fünfundzwanzig Prozent der Män-
ner mit Ja auf die Frage, ob sie zur
Übernahme eines politischen Amtes be-
reit wären. Das Deutsche Jugendinsti-
tut, das für das Bundesfrauenministe-
rium einen umfangreichen Datenreport
über Einstellungen von jungen Men-
schen erstellt hat, hebt bei der Erfor-
schung der Ursachen einen erstaunlichen
Unterschied zwischen politischen Äm-
tern und zivilgesellschaftlichem Engage-
ment junger Frauen hervor. Mädchen
und junge Frauen sind nämlich zum Bei-
spiel in der Schülerselbstverwaltung und
für ihre Schülerzeitung aktiver als ihre
männlichen Klassenkameraden. 

Es bleibt damit ein wichtiges Anliegen
einer modernen Gleichstellungspolitik,
neben der Teilhabe von Frauen am Er-
werbsleben und der Vereinbarkeit von
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Familie und Beruf auch die politische Be-
teiligung von Frauen dauerhaft abzusi-
chern und zu stärken. Dazu braucht es
auch neuen Schwung auf der Ebene der
Länder und der Kommunen. Der Anteil
der Frauen an den Ratsmitgliedern in Ge-
meinden bis zu 100 000 Einwohnern, wo
das Ratsmandat wirklich Ehrenamt ist,
liegt bei etwa fünfundzwanzig Prozent
und damit deutlich niedriger als der An-
teil der Frauen unter den Abgeordneten
des Deutschen Bundestags. Gerade in der
Kommunalpolitik aber sind die Kompe-
tenz und Erfahrung aller Bürgerinnen
und Bürger gefordert: von Alten und Jun-
gen, von Männern und Frauen, von Aka-
demikerinnen und Arbeiterinnen. Die
Entscheidung über die Ausgestaltung des
Nahverkehrsnetzes und der Kindertages-
einrichtungen in der Stadt, die Beratung
über die Schulbezirksgrenzen und die Be-
bauungspläne in den Stadträten brau-
chen die Kompetenz von Frauen ebenso
wie die Entscheidung über Unterhalts-
rechtsfragen und Zuwanderungsregeln
im Deutschen Bundestag. Frauen für
kommunalpolitisches Engagement und
kommunalpolitische Mandate zu gewin-
nen ist daher eine wichtige Aufgabe für
die Parteien – eine gleichstellungspoli-
tische Aufgabe, aber auch ein Muss für
die Engagementförderung wie für die
Qualitätssicherung der Politik auf lokaler
Ebene.

Einen günstigen Rahmen, um die
Frage nach der Teilhabe von Frauen in
der Zivilgesellschaft im Auge zu behal-
ten, bietet auch die Initiative ZivilEnga-
gement „Miteinander – füreinander“, die
ich in meinem Ministerium gestartet
habe. Untersuchungen zum freiwilligen
Engagement fördern Unterschiede zwi-
schen Frauen und Männern regelmäßig
nicht nur beim kommunalpolitischen Eh-
renamt, sondern in fast allen Bereichen
zutage. Männer sind durchgängig etwas
stärker zivilgesellschaftlich engagiert als
Frauen; allerdings nimmt der Anteil der

Frauen in den letzten Jahren zu. Auffal-
lend ist, dass Bereiche, die mit politischer
Interessenvertretung in Zusammenhang
stehen, bei Männern nach wie vor attrak-
tiver sind, während der Vorsprung der
Männer im Bereich Sport und Bewegung
auf zwei Prozentpunkte geschrumpft ist.
Bei Kultur und Musik ebenso wie im Um-
welt- und Tierschutz sind Frauen und
Männer gleich engagiert. In einer tradi-
tionellen „Männerdomäne“, der freiwilli-
gen Feuerwehr, hat mein Ministerium
zusammen mit dem Deutschen Feuer-
wehrverband eine sehr erfolgreiche Ini-
tiative gestartet, die das Engagement von
Frauen in der Feuerwehr stärkt und sicht-
barer macht. Eine lebendige, aktive Zivil-
gesellschaft, in der Frauen wie Männer
gleichermaßen ihre Potenziale einbrin-
gen und ausbilden können, bildet die Ba-
sis einer funktionierenden Demokratie.
Wir können daher vom Feuerwehrpro-
jekt für andere Bereiche des Zivilengage-
ments und für die Kommunalpolitik ler-
nen. 

Blick zurück nach vorn 
2008 ist ein Jahr wichtiger frauenpoliti-
scher Jubiläen. Seit neunzig Jahren haben
wir das aktive und passive Frauenwahl-
recht. Vor hundert Jahren wurde das
Preußische Vereinsgesetz abgeschafft;
seitdem können Frauen in Vereinen und
Parteien Mitglied werden. Sechzig Jahre
sind vergangen, seit die Mütter des
Grundgesetzes für die Aufnahme von
Artikel 3 in die Verfassung der Bundes-
republik Deutschland kämpften – und
1949 auch Erfolg hatten: Männer und
Frauen sind gleichberechtigt. Es ist wich-
tig, sich an die Frauen zu erinnern, die 
in früheren Generationen – vor sechzig,
neunzig oder hundert Jahren – diese
entscheidenden Weichenstellungen er-
kämpften. Es gibt Anlass zu feiern. Aber
gleichzeitig gilt: Für uns Frauen in der
Politik heute gibt es noch viel zu tun. Wir
sind mit aller Kraft dabei!
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